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Luca Thoma und
Julia Robinson

Nach der Tragödie von Crans-
Montana stellen die strengen
Brandschutzregeln für Bas-
ler Cliquenkeller die Fasnächt-
ler vor grosse Herausforderun-
gen: So dürfen Laternen etwanur
im 2-Meter-Abstand voneinan-
der aufgestellt werden – oder es
müssen Stücke für einen Brenn-
test herausgeschnitten werden.

Zudem gelten Besucherober-
grenzen, die streng kontrolliert
werden müssen. Auch in vie-
len Basler Restaurants herrscht
während der drei scheenschte
Dääg Ausnahmezustand: volles
Haus, gute Stimmung, viel fas-
nächtliches Dekorationsmateri-
al und Zapfhähne im Dauerbe-
trieb.Gehen nun auch die belieb-
ten Fasnachtsbeizen in Sachen
Brandschutz noch einmal über
die Bücher?

«Sicherheitskontrollen sind
fürmich nichts Neues»
Schafeck-Wirtin Gordana Jova-
novic sagt auf Anfrage dieser
Redaktion: «Klar habe ich mir
nach der Brandkatastrophe Sor-
gen gemacht.» Sie habe ihre Beiz
an der Utengasse im Kleinbasel
von sich aus noch einmal kont-
rolliert und sei zum Schluss ge-
kommen, dass alles in Ordnung
sei. «Sicherheitskontrollen sind
fürmich nichtsNeues, ichmache
das regelmässig», stellt sie klar.
So habe sie ihre Dekoration per-
sönlich noch einmal auf Brenn-
barkeit getestet. Fazit: «Die Bän-
deli liessen sichnicht anzünden.»

DerGastraumsei ebenerdig,habe
zwei Eingänge,die immer freige-
haltenwürden–und sie selbst sei
vorOrt, umzukontrollieren,dass
die Beiz nicht zu voll werde: «Ich
bin immerda,beobachte die Lage
wie eine Polizistin und setze die
Regeln durch.» Der Vorteil: «Wir
haben auch draussen eine Bar
und können auf der Gasse aus-
schenken.»

Ähnlich reagiert Stadtkeller-
Wirt Bekim Ademi auf die An-
frage der BaZ: «Nein, ich ma-
chemir keine Sorgen für die Fas-
nacht.» Seine Beiz sei klein und
übersichtlich. Um die Sicherheit
zu erhöhen und damit es gemüt-
licher ist, senkt er die Personen-
obergrenze von 130 auf 100. Das
Restaurant bei der Schifflände
sei dank einer Totalrenovation
vor sechs Jahren «auf dem neus-
ten Stand in Bezug auf Brand-
schutz und Sicherheit»: Notaus-
gänge und Warnschilder wür-
den jedes Jahrvon einer externen
Firma kontrolliert. Die Dekora-
tion sei nicht brennbar und ge-
nug hoch oben aufgehängt. Aus-
serdemwürden keine Kerzen be-
nutzt. Nach Crans-Montana bat
Ademi Stammgäste, die bei der
Feuerwehrarbeiten,noch einmal
einen Blick in die Beiz zuwerfen:
«Sie habenmirversichert,dass im
Stadtkeller alles top ist.»

«Auf Rundgang neue
Erkenntnisse gewonnen»
Auch Karim Frick, mit seinem
BruderAnwarFrick gemeinsamer
Gastgeber imRestaurant Löwen-
zorn, hat sich nach der Tragödie
imWallisGedankenüberBrandri-

siken in seinemBetrieb gemacht.
«Zusammen mit den Eigentü-
mern und einem Brandschutz-
experten sindwirdarumvor rund
dreiWochendas gesamteRestau-
rant, das unter Denkmalschutz
steht, durchgegangen und ha-
ben uns mögliche Probleme an-
geschaut», so Frick auf Anfrage.

Der Brandschutz sei natürlich
auch unabhängig vom Unglück
in Crans-Montana ein Thema –
erst im letzten Jahr habe man
die Brandmeldeanlage erneuert.
«Dennoch haben wir auf dem
Rundgang einige neue Erkennt-
nisse gewonnen.» So muss etwa
eine Einbuchtung neben einem
der Eingänge in Zukunft kom-
plett frei bleiben. «Dort stellten

die Leute früher ihre Larven und
Trommeln hin, weil es an und
für sich denWeg nicht blockiert.
Doch alles, was dort steht, kann
umkippen und im schlimmsten
Fall den Fluchtweg versperren.»

Die Fasnachtsbändeli, die im
Restaurant Löwenzorn als Deko-
ration dienen, gelten als schwer
entflammbar. «Dennoch werden
wirauchdiese noch einmal testen
und sie nicht in die Fluchtwege
hängen», soKarimFrick.Das Per-
sonal des Restaurants habe man
inzwischen noch einmal stär-
ker sensibilisiert und es von ei-
nemBrandschutzexperten schu-
len lassen.«Fürdie Fasnachtstage
haben wir wie immer Security
engagiert – diesewird ein zusätz-
lichesAuge auf die Gästezahl ha-
ben.»DasRestaurant Löwenzorn
orientiert sich dabei an seiner zu-
gelassenen Besucherzahl.

BeimGastronomenAlexandre
Kaden, dessen Groupe Oniro die
Safran-Zunft betreibt, klingt es
ähnlich. Auch in seinen Restau-
rants sei man seit der Tragödie
stärker sensibilisiert und bemü-
he sich, die bestehendenVorkeh-
rungen zusätzlich abzusichern.
«Wir sind ausserdemmit unserer
Stammclique, den Basler Bebbi
Basel, in Austausch – sie verfügt
glücklicherweise übermodernere
Laternen, die weniger entzünd-
lich sind und die sich daher eher
zurDekoration eignen könnten.»

Anders als bei denCliquenkel-
lern seien in Restaurants vor der
Fasnacht keine systematischen
BegehungenvonseitenderFeuer
polizei vorgesehen, schreibt Ve-
ronika Röthlisberger, Direktorin

der Gebäudeversicherung Basel-
Stadt, auf Anfrage. Stichproben-
kontrollenwährendderFasnacht
seien zwar in allen Betriebenmit
Publikumsverkehr möglich, al-
lerdings gälten die Brandschutz-
vorgaben für Restaurants und
Bars auch unabhängig von der
Fasnacht.

Feuerpolizei: «Schwerpunkt
liegt bei den Cliquenkellern»
«Restaurants und Bars unter-
liegen bereits einem etablierten
Kontrollsystem: Sie werden im
Rahmen des Bewilligungspro-
zesses geprüft und danach ri-
sikobasiert periodisch kontrol-
liert», schreibt Röthlisbergerwei-
ter. So muss etwa die maximal
zulässige Personenzahl, die in
der Betriebsbewilligung festge-
halten ist, stets eingehalten wer-
den. Fluchtwege und Ausgänge
müssen ausserdem jederzeit frei
bleiben,undDekoration inBerei-
chen mit Publikumsverkehr darf
nur schwer entflammbar oder
überhaupt nicht brennbar sein.
Fürdie EinhaltungderPersonen
obergrenzen sind die Betriebe
selbst verantwortlich.

Nach Crans-Montana über-
prüfe die Feuerpolizei die be-
stehende Praxis insgesamt, also
auch die Frage, ob und wie der
Vollzug justiert werden solle,
insbesondere die Kontrollen im
Gastgewerbe. «Für die Fasnacht
2026 liegt der Schwerpunkt je-
doch klar bei denCliquenkellern,
da es sich dabei um nicht ganz-
jährig betriebene Lokale mit be-
sonderen Rahmenbedingungen
handelt», so Röthlisberger.

«Die Bändeli sind nicht brennbar»
Brandschutz nach Crans-Montana Seit der Katastrophe werden die Cliquenkeller von der Feuerpolizei
systematisch kontrolliert. Die Beizen in Basel blicken allerdings entspannt auf die Fasnacht.

Viele Menschen und überall Dekorationsmaterial – die Schnitzelbank-Gruppe ’D Frachdaggs’ bei ihrem Auftritt im Restaurant Löwenzorn im Februar 2024. Foto: Pino Covino

Nachwuchs «In den vergange-
nen Tagen blieb das Antilopen-
haus des Zoos Basel zeitweise
geschlossen. Dafür gibt es einen
erfreulichen Grund», schreib der
Basler Zolli gestern in einer Mit-
teilung, «bei den Kleinen Kudus
kamam 16. Januar2026 ein Jung-
tier zurWelt».

Das neugeboreneKudu-Weib-
chen wog bei der Geburt 5,3 Ki-
logramm und trägt den Namen
Xolani,was laut dem Zolli so viel
bedeutet, wie «die Friedliche».
Um Mami, Nachwuchs und Her-
de nicht zu stören, bleibe das
Antilopenhaus auch weiterhin
geschlossen. «Noch liegt Xolani
häufig imStroh und schläft viel»,
heisst es vom Zoo Basel, «Kleine
Kudus gehören zuden sogenann-
ten Ablegern,was bedeutet, dass
Jungtiere sich nach der Geburt
an einem geschützten Ort ver-
stecken, während die Mutter sie
nur alle paar Stunden zum Säu-
gen und Pflegen aufsucht.»

Weitere Jungtiere «möglich»
Dieses Verhalten erkläre, warum
sichBesucherinnenundBesucher
noch etwas gedulden müssten,
bis sie die kleine Xolani zu Ge-
sicht bekämen, gleichzeitig seien
in denkommendenWochennoch
weitere Jungtiere «möglich», so
der Zolli.

Mit Xolani ist der im Dezem-
ber 2023 geborene Kudu-Bock
zum ersten Mal Vater geworden,
bei derAufzucht nimmt erals Ku-
du-Männchen in derRegel jedoch
keine aktiveRolle ein,wie derZoo
Basel in der Mitteilung schreibt.
Die Mutter des Nachwuchses ist
die fünfjährigeKudu-KuhBereni-
ka, für sie ist es dasvierte Jungtier.

Manuela Humbel

Xolani ist da –
das Antilopenhaus
bleibt vorläufig zu
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Die Kudu-Kuh Berenika mit
der kleinen Xolani, die noch die
meiste Zeit schläft. Foto: Zoo Basel

«Stammgäste, die
bei der Feuerwehr
arbeiten, habenmir
versichert, dass
im Stadtkeller
alles top ist.»

Bekim Ademi
Stadtkeller-Wirt
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Lea Buser

Taxifahrer beklagen immer wie-
der Missstände aufgrund von
Fahrdiensten wie Uber und Bolt,
darunterdie tiefenPreise,mit de-
nen sie nicht konkurrieren kön-
nen.Die Politikwill dagegenwei-
ter vorgehen: Gestern hat der
Grosse Rat eine Motion über-
wiesen, die gleich lange Spiesse
imgewerblichen Personentrans-
port fordert. Das kantonale Taxi-
gesetz umfasst zurzeit nurTaxis,
nicht aber Anbieter, welche die-
selbe Dienstleistung erbringen.

Gleichzeitig würden die Fah-
rervonFahrdiensten jedochnicht
denselben Anforderungen un-
terstehen, sagt Motionär Beda
Baumgartner (SP). Parteimitglie-
dervon links bis bürgerlich haben
dieMotionunterstützt, rund zwei
Drittel derRatsmitglieder stimm-
ten für die Überweisung.

Uber umgehe Arbeitsvor-
schriften in der Schweiz, sagt
Brigitta Gerber (Basta) und «ver-
drängt gestandeneUnternehmen
aus dem Markt». So zeigte eine
Umfrage von «Watson» unter
120 Fahrern in Zürich, dass 60

Prozent der Befragten mehr als
11 Stunden täglich arbeiten, dies
an sechs bis siebenTagenproWo-
che.ZweiDrittelwürdendennoch
weniger als 4000 Franken pro
Monat verdienen.

«Nicht praxistauglich»
Dabei müssten auch Vermitt-
lungsplattformen für ihre Chauf-
feure Verantwortung überneh-
men, Sozialabgaben bezahlen
und Auflagen des Arbeitsrechts
erfüllen. «Doch die Plattforman-
bieter entziehen sich ihrer Ver-
antwortung», sagt Baumgartner.

Bei derRevisiondesTaxigeset-
zes 2015 sei unterschätztworden,
wie sehr sich die Branche künf-
tig verändern würde, sagt Fina
Girard (Junges Grünes Bündnis).
Deshalb soll das Gesetz an die
heutigen Gegebenheiten ange-
passt werden. In anderen Kan-
tonen ist dies bereits geschehen.

Die Motionärinnen fordern
bei der Anpassung die Berück-
sichtigung dreier Punkte. Ers-
tens soll der Geltungsbereich er-
weitertwerden: Fahrdienste, «die
auf Abruf und/oder Reservation
gegen Entgelt angeboten wer-

den, gelten als gewerblicher Per-
sonentransport und unterstehen
demTaxigesetz».Ausserdem soll
die Bewilligungspflicht ausge-
dehnt werden. Als drittes Anlie-
gen nennen die Motionäre die
Gleichbehandlung von Taxifah-
rern und anderen Fahrerinnen
anderer Dienstleister.

Für die SVP sind diese For-
derungen nicht praxistauglich.
«Wenn man Regeln möchte,
müsste man dafür auf Bundes-
ebene Lösungen finden», sagt
Pascal Messerli (SVP). Es wirke
eher so, als wolle Baumgartner
einUber-Verbot erwirken.Mit den
Anpassungen würde man Uber-
Fahrerzusätzlich kriminalisieren.
Ausserdem biete Uber «die beste
Leistung der verschiedenen An-
gebote», so Messerli. Die App sei
perfektioniert, das Angebot um-
weltfreundlich und es bestehe
eine grosse Sicherheit, was ins-
besondere fürFrauenwichtig sei.
Dass die SVPausgerechnet die Si-

cherheit alsArgument nimmt, ir-
ritiert Baumgartner. Tatsächlich
zeigte ein Sicherheitsbericht,dass
es in den USA in den Jahren 2021
und2022 zu 2717 Fällenvon sexu-
ellen Übergriffen gekommen ist.
Auch in der Schweiz stehen Fah-
rervonUberoderanderenDienst-
leistern immerwiederwegen sol-
cher Delikte vor Gericht.

Basel-Stadt nicht zuständig?
Auch Johannes Barth (FDP) ist
derAnsicht, dass das Problemauf
Bundesebenegelöstwerdenmüs-
se.Dass FahrdienstewieUberdas
Bundesrecht umgingen, sei ein
Zeichen davon, dass die Durch-
setzung und Überprüfung nicht
konsequent erfolgten.

Im Moment sei die rechtliche
Grundlage für eine konsequente
Durchsetzung derGesetze zu un-
klar, entgegnet Baumgartner. So
habe der Rat vor über zwei Jah-
ren beschlossen,dassUber-Fahr-
zeuge beschriftetwerden sollten.
Bisher sei das nicht passiert. Mit
derAnpassungdesGesetzes kön-
ne derKantonhingegen «arbeits-
rechtlich endlichvernünftigeVer-
hältnisse schaffen».

«Plattformanbieter entziehen
sich ihrer Verantwortung»
Uber in Basel Der Grosse Rat will Fahrdienste wie Uber dem Taxigesetz unterstellen.

Es gibt Berufe, bei denen die Be-
schäftigten nicht einfach so er-
satzlos ausfallen können,und sei
es nur für einen Tag. Dazu zählt
der Lehrberuf. Frei nach Freddie
Mercury: «The lesson must go
on» – der Unterricht muss statt-
finden.Alsomuss imKrankheits-
fall eine Stellvertretung her. In
Basel-Stadt greifen Schulsekre-
tariate und Lehrpersonen zuwei-
len auf spezialisierte Whatsapp-
Chats zurück,umkurzfristig eine
Ersatzlösung zu finden.

Als dieser Umstand Anfang
Jahr durch verschiedene Medien
thematisiert wurde, kam umge-

hend Kritik auf. Es sei unzumut-
bar, dass erkrankte Lehrperso-
nen sich selber um eine Stellver-
tretung kümmernmüssten–und
dann erst nochviaWhatsapp,wo
der Datenschutz nicht gewähr-
leistet sei, sagte zumBeispiel der
Präsident derFreiwilligen Schul-
synode Basel-Stadt, Jean-Michel
Héritier, zu dieser Redaktion.

Anfang Januar stellte sich das
zuständige Erziehungsdeparte-
ment (ED) noch auf den Stand-
punkt, dass es bei der bisherigen
Praxis keine Probleme sehe. In-
zwischen klingt das anders. «Das
EDund dieVolksschulleitung to-

lerieren Whatsapp-Chats für die
Organisation von Stellvertreter-
lösungen nicht», sagte ED-Vor-
steher Mustafa Atici gestern im

Grossen Rat bei der Beantwor-
tung eines Vorstosses von Alex
Ebi (LDP). Ebi hatte sich mit kri-
tischen Fragen an die Regierung
gewandt.Atici stellte klar,dass die
NutzungvonWhatsapp in einem
geschäftlichen Kontext an Basler
Schulen grundsätzlich «verbo-
ten» sei. Von den besagten Chats
habe der Kanton erst Ende 2025
erfahren. Die Verantwortung für
die Organisation von Stellvertre-
tungen liege bei den jeweiligen
Schulleitungen, so Atici weiter.
«Die Schulleitungen prüfen die
QualifikationenunddieBerufser-
fahrung von potenziellen Sprin-

gern.» Erstwenn jemanddas Pla-
zet der Schulleitung habe sowie
einen einwandfreien Strafregis-
terauszugvorweisenkönne,dürfe
eranBaslerSchulenunterrichten.

«Varianten erneut prüfen»
In der medialen und politischen
Debattewurde zuletzt die Forde-
rung laut, dass der Kanton eine
zentrale PlattformzurOrganisati-
onderStellvertreterlösungen ein-
führe.Atici sagte imGrossen Rat,
dass eine Arbeitsgruppe des ED
bereits im Jahr 2023 verschiede-
neOptionen füreine solche Platt-
form geprüft habe.

Man sei allerdings zum Schluss
gekommen, dass es gerade für
kurzfristige Stellvertretungen
keine optimale technische Lö-
sung gebe. Die einzelnen Schul-
standorte würden deshalb auf
Springer-Pools setzen. Er wer-
de die Arbeitsgruppe nun aber
reaktiveren und die Varianten
erneut prüfen, sagte der Erzie-
hungsdirektor. Im Parlament ist
noch ein weiterer Vorstoss hän-
gig, der eine zentrale Lösung
fordert. Das Thema bleibt also
aktuell.

Oliver Sterchi

«Whatsapp-Chats für Ersatz von Lehrern sind an Basler Schulen verboten»
Mustafa Atici Der Erziehungsdirektor reagierte gestern im Grossen Rat auf die Kritik an den Stellvertreterlösungen.

Der Basler Erziehungsdirektor
Mustafa Atici. Foto: Dominik Plüss

Trotz Ratsbeschluss sind Uber-Fahrzeuge in Basel immer noch nicht angeschrieben: Uber-Autos mit Schildern in Krakau, Polen. Foto:Imago

Basel Am Montag gegen 22 Uhr
kam es laut Basler Staatsanwalt-
schaft zu einem Brand an der
Uferstrasse. Es rückten die Be-
rufsfeuerwehr der Rettung Ba-
sel-Stadt und die Milizfeuer-
wehrBasel-Stadt aus.«Gestern ist
das Lokal,wowir Konzerte plan-
ten, ausgebrannt», schreibt ein
Partylabel in einer Story auf In-
stagram – die Bar Quarterdeck
teilte diese auf ihrem Account.
Die Feuerwehr konnte das Feuer
unter Kontrolle bringen, verletzt

wurde niemand. Ersten Ermitt-
lungen zufolgewarderBrand aus
noch zu klärenden Gründen «in
einerBar» ausgebrochen.DieKri-
minalpolizei, diemit ihrerForen-
sik vor Ort war, ermittelt nun die
genaue Brandursache.

Personen, die sachdienliche
Hinweise geben können,werden
gebeten, sich mit der Kriminal-
polizei der Staatsanwaltschaft,
Telefon 061 267 71 11, odermit der
nächsten Polizeiwache inVerbin-
dung zu setzen. (ne)

Brand an der Uferstrasse

Homofeindlichkeit Nachdem Lea
Blattner auf Social Media be-
kannt gegeben hatte, dass sie ihr
Amt als Co-Präsidentin der Jun-
gen EVP aufgrund von Hass und
Homophobie niederlegen wird,
kommunizierte die EVPSchweiz
gestern Nachmittag: «Die EVP
Schweiz und Lea Blattner haben
nach derRücktrittsankündigung
vom 12. Januar 2026,welche auf-
grund von erlebtem Hass und
Drohungen erfolgte, einen ge-
meinsamen Aufarbeitungspro-
zess gestartet.» Ziel sei, Betrof-
fene vorHass undDrohungen zu
schützen und «ein respektvolles
Miteinander innerhalb der Par-
tei zu stärken».

Lea Blattner lässt sich in der
Mitteilungwie folgt zitieren: «Mir
ist wichtig, dass aus meinen Er-
fahrungenkonkreteVerbesserun-
gen entstehen. Die Aufarbeitung
soll dazu führen, dass Schutz
nachhaltig und verlässlich ge-
stärkt wird, damit es sicherer ist,
Verantwortung in der EVP zu
übernehmen.Diese Ziele können
wir nur gemeinsam erreichen.»

Die Politikerin hatte am 12. Ja-
nuar2026 ihren Rücktritt auf den
Frühling 2026 angekündigt. Sie
machte dabei öffentlich, dass
sie seit ihrem Coming-out ne-

benviel Zuspruch auchHass und
Drohungen erlebt hat. Die EVP
schreibt, sie verurteile Hass,Dro-
hungen und Anfeindungen klar,
undweiter: «Die EVPnimmt ihre
Verantwortung ernst.Wir setzen
alles daran,unsereMitglieder gut
zu schützen und ein respektvol-
lesMiteinander auf allen Ebenen
sicherzustellen», so Vizepräsi-
dent François Bachmann.

Unabhängige Anlaufstelle
soll eingerichtet werden
Vorwenigen Tagen habe ein ers-
tes persönlichesTreffen zwischen
LeaBlattnerund einerVertretung
derParteileitungderEVPSchweiz
stattgefunden, heisst es in der
Mitteilung weiter. Das Gespräch
bilde den Auftakt zu einem «ge-
meinsam getragenen Aufarbei-
tungsprozess». Die EVP Schweiz
setze konkrete Schritte um.Dazu
gehöre die Einrichtung einer un-
abhängigen Anlaufstelle fürMit-
glieder, diemitHass,Drohungen,
Diskriminierung oder belasten-
den Konflikten konfrontiert sei-
en.Zudemprüfe die ParteiMass-
nahmen und setze sie um, um
das Umfeld innerhalb der Partei
«noch sicherer zu machen».

Manuela Humbel

Nach Hass gegen Lea Blattner –
EVP Schweiz zieht externe Personen bei

Lea Blattner und die EVP Schweiz arbeiten zusammen,
um die Homofeindlichkeit aufzuarbeiten. Foto: Nicole Pont


